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der Erstellung des Kostenvor-
anschlags die Diskussion über 
die genauen Leistungsinhalte: 
was wollen der Pflegebedürftige 
und seine Angehörigen – und 
wie viel Zeit darf die Pflegekraft 
dafür benötigen?“, so Heiber. 
Besonders problematisch dabei 
sei die Frage der meist zeitauf-
wändigeren aktivierenden Pfle-
ge. „Da sie teurer wird, werden 
viele Kunden und Angehörigen 
darauf verzichten wollen“, pro-
gnostiziert der Berater. Der Pfle-
gedienst dürfe diesem Wunsch 
aber nicht entsprechen.

Im direkten Systemvergleich 
sieht Andreas Heiber folgende 
Auswirkungen: Eine schnelle Ver-
sorgung ist mit der Zeitabrech-
nung günstiger, eine länger dau-
ernde Versorgung dagegen mit 
Leistungskomplexen. „Durch die-
se Wahloption wird aber die bis-
herige Kalkulationsgrundlage der 
Leistungskomplexe aufgehoben. 
Es gibt dann in der Masse nur noch 
Kunden, die mehr als der – bisheri-
ge kalkulatorische – Durchschnitt 
an Zeit benötigen. Kurze Leistun-
gen gibt es nicht mehr. Die werden 
über Zeit abgerechnet.“ 

Daraus folgt für die Träger: 
Soll der Gesetzentwurf mit dieser 
Verpflichtung zum Januar 2013 in 
Kraft treten, müssen alle Vergü-
tungsvereinbarungen neu verhan-
delt werden, denn die bisherigen 
Kalkulationsgrundlagen sind ent-
fallen. Verbandsvertreter bestä-
tigen das. „Wir loten derzeit mit 
einigen Kostenträgern in einigen 
Bundesländern aus, wie es umge-
setzt werden könnte“, sagt Timo 
Stein, Bundesverbands-Geschäfts-
führer der Arbeitsgemeinschaft 

Privater Heime und Ambulanter 
Dienste (APH). Es müsse erst ge-
klärt werden, „wie so ein Zeitkon-
tingent überhaupt abgerechnet 
wird.“

Jens Oberheide, Sprecher beim  
Arbeitgeber- und BerufsVerband 
Privater Pflege (ABVP), befürchtet 
für die Pflegedienste höhere Ver-
waltungskosten: „Für die Kalkula-
tion müssen doppelte Strukturen 
vorgehalten werden.“ Außerdem 
müssten für die Beratungsleistun-
gen durch die Dienste die Mitarbei-
ter Weiterbildungen absolvieren, 
um die neuen Leistungen entspre-
chend präsentieren zu können. 
„Außerdem ist noch nicht klar 
definiert, was über Zeitkontingen-
te tatsächlich abgerechnet werden 
kann“, so Oberheide. 

Und Sebastian Froese, stell-
vertretender Geschäftsführer des 
Bundesverbandes Ambulante 

Dienste und Stationäre Einrich-
tungen (bad), meint: „Da werden 
zahlreiche Schiedstellenverfahren 
vom Zaun gebrochen.“

Laut Unternehmensberater 
Heiber ist das für die Selbstverwal-
tung anstehende Arbeitsausmaß 
in der Tat sehr viel größer, als auf 
den ersten Blick anzunehmen ist: 
„Bedingt durch die föderalistische 
Struktur gibt es nicht nur in jedem 
Bundesland mindestens einen ei-
genen Leistungskatalog der Pflege-
versicherung, sondern insgesamt 
noch mindestens 19 verschiedene 
– in Hessen unter anderem auch 
den einzigen Katalog mit Zeitab-
rechnung, nämlich nur im Bereich 
der Stadt Frankfurt bei circa zehn 
Prozent der Frankfurter Dienste.“  

In Frankfurt könne man die 
Praxisprobleme beobachten, die 
auf alle anderen Dienste zukom-
men würden:

•	Angehörige, denen es nicht 
um das Wohl ihrer Vertrauten 
geht, sondern nur um ihr Geld 
und die deshalb die Pflegezeiten 
streichen.

•	Die Probleme der PDL, „aktivie-
rende Pflege“ von den Kunden 
bezahlt zu bekommen (denn 
das muss man dann immer aus-
handeln).

•	Aber auch: Pflegekräfte, die 
jede Minute „mitnehmen“, die 
möglich ist.

Wie reagieren die Dienste?

Die meisten Pflegedienste 
dürften ob der neuen Situation 
noch ratlos sein. Auf Anfrage von 
CAREkonkret gaben Unternehmen 
an, noch in der „Findungsphase“ 
zu sein. Bei der Evangelischen 
Heimstiftung in Stuttgart, deren 16 
Mobile Dienste mit 160 Mitarbei-
tern nach eigenen Angaben rund 
1  600 Kunden betreuen, wird die 
neue Wahlfreiheit der Kunden als 
„grundsätzlich gut“ bewertet. Re-
ferentin Mandy Taube aber sieht 
insbesondere für tariftreue Unter-
nehmen Wettbewerbsnachteile: 
„Der Pflegedienst konkurriert mit 
sich selbst, da er auf eine Kunden-
anfrage zwei Angebote erstellen 
muss, für die Leistung und für die 
Zeit. Wir sehen die Gefahr, dass 
Pflegedienste, die nicht nach Tarif 
bezahlen, dadurch Dumpingpreise 
anbieten könnten.“ Zudem könne 
das Vermischen beider Leistun-
gen dazu führen, dass die pfle-
gefachliche Qualität leide, wenn 
Leistungen in enge Zeitfenster ge-
presst würden. „Für die mobilen 
Dienste der Heimstiftung könnte 
ein erheblicher zeitlicher und fi-
nanzieller Mehraufwand entste-

hen, der nicht vergütet wird, ganz 
zu schweigen von der steigenden 
Bürokratie“, fürchtet Taube. Eine 
Frage bleibe offen: Was passiert, 
wenn der Versicherte aufgrund sei-
ner täglichen Verfassung oder Le-
benssituation ständig wechselnde 
Leistungen wünscht?

Nicht zuletzt müssen die Pfle-
gedienste sich auch mit der rein 
technischen Frage der Abrech-
nungssoftware befassen. Anbieter 
opta data beispielsweise kann sei-
nen Kunden eine gute Nachricht 
verkünden. Mit der Pflegesoftware 
erfülle der Pflegedienst die neuen 
Anforderungen „mit ganz weni-
gen Mausklicks“, heißt es seitens 
des Unternehmens. 

In der Zusammenfassung des 
„Arbeitsentwurfs zum PNG“, der 
Anfang Januar vor dem Referen-
tenentwurf veröffentlicht wurde, 
heißt es zur Wahlmöglichkeit 
zwischen Leistungskomplexen 
und Zeitabrechnung: „Dies hilft 
den Pflegebedürftigen und verbes-
sert auch die Situation der Pflege-
kräfte, wenn sie nicht nach Leis-
tungskomplexen unter hohem 
Zeitdruck Leistungen erbringen 
müssen. Pflege ist eine mensch-
liche Zuwendung und keine Ak-
kordarbeit.“

Genau das Gegenteil wird nach 
Ansicht von Andreas Heiber er-
reicht werden: „Wer als Mitar-
beiter bisher über Zeitvorgaben 
geklagt hat, der hatte vor allem 
eine Pflegedienstleitung, die das 
falsche Prinzip der ‚erlösorientier-
ten‘ Einsatzplanung umgesetzt 
hat und so zu Zeitvorgaben kam, 
die vertraglich so nicht vereinbart 
waren. Mit der Zeitabrechnung 
wird das dann anders. Jetzt defi-
niert der Kunde den Akkord.“�

Im Entwurf zum Pflegeneuausrichtungsgesetz heißt es: 
„§ 120 wird wie folgt geändert: [...] In dem Pflegevertrag sind min­

destens Art, Inhalt und Umfang der Leistungen einschließlich der 
dafür mit den Kostenträgern nach § 89 vereinbarten Zeitvergütungen 
und der vom Zeitaufwand unabhängigen vereinbarten Vergütungen 
für jede Leistung oder jede Komplexleistung gesondert zu beschrei­
ben. Der Pflegedienst hat den Pflegebedürftigen vor Vertragsschluss 
und bei jeder wesentlichen Veränderung  darüber zu unterrichten, 
wie sich die vom Zeitaufwand unabhängige Vergütung im Vergleich 
zu einer rein zeitbezogenen Vergütung darstellt. Diese Gegenüber­
stellung hat in der Regel schriftlich zu erfolgen. Auf dieser Grundlage 
entscheidet der Pflegebedürftige über die Vergütungsform. In dem 
Pflegevertrag ist die Entscheidung zu dokumentieren.“

Stichwort
Der neue § 120 SGB XI im Wortlaut

CAREkonkret: Wann müssen die 
Unternehmen die neuen Regelun-
gen des Pflegeneuausrichtungs-
gesetzes (PNG) umsetzen?
Sauer: Einige Regelungen des 
PNG werden sofort in Kraft tre-
ten, wenn das Gesetz vom Bun-
destag verabschiedet und im Ge-
setzblatt verkündet wurde. Zum 
Teil werden Regelungen, wie die 
erweiterten Leistungen für De-
menzkranke, erst ab dem 1. Janu-
ar 2013 gelten. Die Verpflichtung, 
neben Komplex- oder Einzelleis-
tungsvergütungen mit Wirkung 
ab dem 1. Januar 2013 auch eine 
nach konkretem Zeitaufwand be-
messene Vergütung mit den Pfle-
gekassen zu vereinbaren, gehört 
aber nicht dazu. Die Pflegedienste 
müssen also noch in diesem Jahr 
Vergütungsverhandlungen mit 
den Kostenträgern führen, um 
die Zeitvergütung spätestens zum  
1. Januar zu vereinbaren. Ich gehe 

davon aus, dass die Verbände der 
Leistungserbringer mit den Pfle-
gekassen und Sozialhilfeträgern 
auf Landesebene Verhandlungen 
führen werden, um zu-
mindest Musterverein-
barungen zu erreichen. 
Pflegedienste sollten 
sich darauf jedoch nicht 
verlassen, sondern bei 
ihrem Verband anfra-
gen. Sie müssen in je-
dem Fall selbst auch 
zu Vergütungsverhand-
lungen aufrufen.

CAREkonkret: Wenn sich der 
Kunde für die Inanspruchnahme 
eines bestimmten Angebotes ent-
schieden hat: Wie bindend ist die-
se Entscheidung für ihn?
Sauer: Gar nicht. Der Gesetz-
geber hat bewusst auf eine Bin-
dungswirkung verzichtet. So wie 
der Kunde den gesamten Pflege-

vertrag jederzeit ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen kann, kann 
er auch jederzeit mit Wirkung für 
die Zukunft beliebig zwischen den 

Vergütungssystemen 
wechseln. Der Pflege-
bedürftige entscheidet 
allein, bei welchen Hil-
feleistungen er welche 
Form der zur Auswahl 
stehenden Vergütun-
gen wählt. Er muss 
sich also nicht für ein 
Vergütungssystem ent-
scheiden. 

CAREkonkret: Welche Konse-
quenzen drohen, wenn ich als 
Pflegedienstbetreiber ein Angebot 
unterbreite, das für den Kunden 
nicht das Optimum bedeutet?
Sauer: Der Pflegedienst muss den 
Kunden vor Abschluss des Pflege-
vertrags und zeitnah nach jeder 
wesentlichen Veränderung durch 

einen Kostenvoranschlag darüber 
informieren, wie sich die Wahl 
des Vergütungsmodells auswirkt. 
Wesentliche Veränderungen lie-
gen beispielsweise dann vor, 
wenn sich  pflegestufenrelevante 
Änderungen in der Pflegesituati-
on ergeben oder Vergütungen neu 
vereinbart werden. Hat der Pfle-
gedienst ein bestimmtes Vergü-
tungsmodell empfohlen oder gar 
nur eines angeboten, könnte der 
Pflegebedürftige die dann zu viel 
gezahlte Vergütung zurückverlan-
gen. Der Pflegedienst sollte also 
möglichst keine Empfehlung für 
ein bestimmtes Vergütungsmo-
dell aussprechen, sondern völlig 
neutral beide Modelle gegenüber-
stellen und die Entscheidung des 
Kunden gut dokumentieren. 

CAREkonkret: Bei allen Er-
schwernissen: Wo sehen Sie gege-

benenfalls Vorteile für die Unter-
nehmen?
Sauer: Es besteht nun die Mög-
lichkeit, dem Kunden individuelle 
Leistungen anzubieten, die sich 
bisher in keinem Leistungskom-
plex finden, wie beispielsweise 
die für Pflegebedürftige so wich-
tigen Betreuungsleistungen. Ge-
rade für diese Leistungen müssen 
auch keine teuren Fachkräfte ein-
gesetzt werden, sodass der Kunde 
in Verbindung mit den höheren 
Sachleistungsbeträgen wesentlich 
mehr Leistungen abrufen kann, 
ohne dass der Eigenanteil weiter 
ansteigt.�

INFORMATION
Henning Sauer ist Rechts­
anwalt bei Iffland & Wisch­
neswki Rechtsanwälte in 
Darmstadt, Internet:  
www.iffland-wischnewski.de 

Fragen an Rechtsanwalt Henning Sauer zu den Folgen des neuen § 120 SGB XI

Pflichten und Chancen: Pflegedienste können mehr Leistungen anbieten als bisher
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